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   S C H U L O R D N U N G  
                                                                 der Freien Waldorfschule Graz 

 

 
 

 

Präambel 
 
Die Freie Waldorfschule Graz ist eine vom Bundesministerium für Unterricht und Kunst 
genehmigte Privatschule mit eigenem Organisationsstatut und Lehrplan, der das 
Öffentlichkeitsrecht verliehen ist. Sie wird nicht als Schule im Sinne des 
Schulorganisationsgesetzes geführt. Für die Freie Waldorfschule Graz gelten daher nur 
jene Bestimmungen des Schulunterrichtsgesetzes und der dazu ergangenen 
Verordnungen, die im Organisationsstatut ausdrücklich für anwendbar erklärt sind. §8 
des Organisationsstatuts sieht für die Regelung des Schulalltags eine eigene 
Schulordnung vor. Diese Schulordnung wird im Sinne von §13 Abs.5 des Schulstatuts 
vom Lehrerkollegium erlassen. Das Lehrerkollegium ist auch für alle Ausnahmen oder 
Abänderungen der Schulordnung sowie zur Entscheidung jener Fragen zuständig, die im 
Folgenden nicht geregelt sind. Klassenlehrer (Klassenbetreuer) können gemeinsam mit 
ihren Schülern gewisse Abweichungen und Ausnahmen von dieser Schulordnung 
entwickeln und festlegen, haben aber zuvor die Stellungnahme des Lehrerkollegiums 
einzuholen. 
 
Geschlechtsspezifische Wortwahl ist in keiner Weise diskriminierend aufzufassen. Die 
männliche Form wird ausschließlich aus Gründen der leichteren Lesbarkeit verwendet. 
 
 
 
 

Inhalt 
 

I. Probezeit 
II. Schulbesuch 

A.)  Anwesenheit, Fernbleiben, Ausschluss 
B.)  Verhalten 
C.)  Zusätzliche Unterrichte 

(1) Förderungen 
(2) Instrumentalunterricht 

III. Aufsichtspflicht der Lehrer 
IV. Schulveranstaltungen (Klassenreisen, Praktika, Exkursionen) 

A.) Allgemeines 
B.) Lehrausgänge und Ausflüge 
C.) Mehrtägige Klassenreisen, Exkursionen, Schüleraustausch 
D.) Schikurse 

V. Beitragsregelungen 
VI. Maßnahmen bei groben und wiederholten Verstößen gegen die Schulgemeinschaft 



Schulordnung/Stand 2015 

 Seite 2  

I. Probezeit  
 
In Durchführung von §15 Abs.2 des Organisationsstatuts wird Folgendes festgelegt: 
Für Schüler der 1. Schulstufe wird eine gegenseitige Probezeit vereinbart, die bis zum Beginn der 
Semesterferien dauert. Seitens der FWS Graz werden jene Schüler, deren Aufnahme fraglich ist, 
spätestens bei der ersten Konferenz im neuen Kalenderjahr besprochen. Die Eltern werden 
unmittelbar nach dieser Konferenz schriftlich verständigt und zu einem Gespräch geladen. Die 
definitive Entscheidung erfolgt eine Woche vor Beginn der Semesterferien. Diese wird den Eltern 
schriftlich mitgeteilt. 
 
Bei einem Übertritt aus einer anderen Schule ist die FWS Graz berechtigt, mit dem Schulleiter und 
den Lehrern der vorher besuchten Schule Rücksprache zu halten und Zeugnisse und/oder Hefte des 
Schülers einzusehen. Auch für den Übertritt gilt eine gegenseitige Probezeit bis eine Woche vor 
Beginn der Semesterferien. Ebenso wird der oben beschriebene Entscheidungs- und 
Informationsprozess eingehalten. Erfolgt der Übertritt aus einer anderen Schule nicht am Beginn 
eines Schuljahres, so gilt eine Probezeit von sechs Monaten. 
In begründeten Fällen kann das Lehrerkollegium auch für bereits länger aufgenommene Schüler 
neuerlich eine Probezeit aussprechen. 

 
 

II. Schulbesuch  
 
A.) Anwesenheit, Fernbleiben, Ausschluss 

(1)  Die Schüler haben den Unterricht während der vorgeschriebenen Schulzeit regelmäßig und 
pünktlich zu besuchen, auch am Unterricht in den unverbindlichen Lehrgegenständen, für die 
sie angemeldet wurden, regelmäßig teilzunehmen und sich an den verpflichtend 
vorgeschriebenen sonstigen Schulveranstaltungen zu beteiligen. 
Die Anwesenheitspflicht des Schülers im Unterrichtsraum beginnt grundsätzlich um 7 Uhr 55 
und dauert bis zum Ende der letzten Unterrichtsstunde des betreffenden Schülers. In den 
Vormittags- und Nachmittagspausen dürfen die Schüler das Schulgelände nicht verlassen. 
Ausnahmen: In der Mittagspause, in vom Stundenplan vorgesehenen Freistunden und in 
deklariert entfallenden Unterrichtsstunden, die dem Schulbüro bekannt sein müssen,  dürfen 
Oberstufenschüler auf ihre eigene Verantwortung hin das Schulgelände verlassen. 

Stundenbeginn und -ende: HU:   8.00 –   9.45 Uhr 
1.FS: 10.05 – 10.50 Uhr 
2.FS: 10.55 – 11.40 Uhr 
3.FS: 11.50 – 12.35 Uhr 
4.FS:  12.40 – 13.25 Uhr 
Nachmittagsepochen laut jeweiligem Epochenplan 

Stundenbeginn bedeutet Arbeitsbeginn, d.h. die Schüler sind arbeitsbereit und ruhig auf ihrem 
Platz. 

(2)  Tritt aus unvorhergesehenen Gründen der Fall ein, dass ein Lehrer zur Unterrichtsstunde nicht 
erscheint, so muss spätestens 10 Minuten nach Beginn der Stunde ein Schüler im Lehrerzimmer 
oder Schulbüro nachfragen und die Situation mitteilen, während die restlichen Schüler in der 
Klasse verbleiben. Notfalls entscheiden das Schulbüro oder im Lehrerzimmer anwesende Lehrer 
über eine Vertretung, bis dahin haben sich die Schüler in der Klasse mit Stillarbeit zu 
beschäftigen; keinesfalls dürfen Schüler das Schulgelände verlassen, wenn dies nicht 
ausdrücklich erlaubt wurde. → siehe III. Aufsichtspflicht 
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(3)  Ein Fernbleiben von der Schule ist während der Schulzeit nur im Falle gerechtfertigter 
Verhinderung des Schülers zulässig. 

(4)  Als Rechtfertigungsgründe für die Verhinderung gelten insbesondere: 
a)  Erkrankung des Schülers, 
b)  mit der Gefahr der Übertragung verbundene Erkrankungen von Hausangehörigen des 

Schülers, 
c)  Erkrankung der Eltern oder anderer Angehöriger, wenn sie die Hilfe des Schülers brauchen, 
d)  außergewöhnliche Ereignisse im Leben des Schülers, in der Familie oder im Hauswesen des 

Schülers, 
e)  Ungangbarkeit des Schulweges oder schlechte Witterung, wenn die Gesundheit des 

Schülers dadurch gefährdet ist. → siehe entsprechende Regelungen durch den LSR 

(5)  Versäumt ein Schüler aus Gründen gemäß Abs.4 eine oder mehrere Unterrichtsstunden, so 
haben die Erziehungsberechtigten den Klassenlehrer (Klassenbetreuer) spätestens am zweiten 
Fehltag zu benachrichtigen. Innerhalb der ersten 3 Schultage nach der Abwesenheit hat der 
Schüler eine vom Erziehungsberechtigten unterschriebene Entschuldigung zu bringen. Die 
Entschuldigung hat bei einer länger als eine Woche dauernden Erkrankung unter Vorlage eines 
ärztlichen Zeugnisses zu erfolgen. Erkrankt der Schüler während des Schultages, so meldet er 
sich bei dem Lehrer ab, dessen Unterricht er zuerst versäumt. Nur bei längeren Pausen (z. B. 
mittags) kann er sich an einen anderen Lehrer mit der Bitte um Weitergabe der Nachricht 
wenden. Eine Mitteilung über einen Mitschüler genügt nicht. 

(6)  Bei beabsichtigter bzw. vorhersehbarer Abwesenheit suchen die Erziehungsberechtigten vorher 
um Beurlaubung an. Die Erlaubnis zum Fernbleiben kann aus begründetem Anlass für einzelne 
Stunden bis zu drei Tagen der Klassenlehrer (Klassenbetreuer) und darüber hinaus bis zu einer 
Woche das Kollegium erteilen. Derartige Ansuchen sind so rechtzeitig einzubringen, dass sie 
noch vor dem beabsichtigten Fernbleiben in der jeweils am Donnerstag stattfindenden 
Lehrerkonferenz behandelt werden können. Für die Erlaubnis zu länger als eine Woche 
dauerndem Fernbleiben ist der Landesschulrat zuständig, gegen dessen Entscheidung kein 
ordentliches Rechtsmittel zulässig ist. 

(7)  Stört ein Schüler den geordneten Ablauf des Unterrichts oder eine sonstige Schulveranstaltung 
(siehe IV.) in schwerwiegender Weise oder wird durch sein Verhalten seine eigene oder die 
körperliche Sicherheit der anderen Schüler gefährdet, so ist der Lehrer berechtigt, den Schüler 
von der weiteren Teilnahme am Unterricht auszuschließen. In diesem Falle ist der 
Erziehungsberechtigte des betreffenden Schülers unverzüglich hiervon in Kenntnis zu setzen. 
Bei groben oder wiederholten Verstößen gegen die Schulgemeinschaft gelten die in Punkt VI. 
wiedergegebenen und zwischen Kollegium und Vertrauenskreis vereinbarten Regelungen. 

 
B.) Verhalten  

(1)  Die Schüler sind verpflichtet, durch ihre Mitarbeit und ihre Einordnung in die Gemeinschaft der 
Klasse und der Schule zu einer konstruktiven Zusammenarbeit beizutragen. Höflichkeit (dies 
beinhaltet auch das Grüßen) und rücksichtsvoller Umgang sind allgemeine Grundanforderungen 
an das Verhalten jeden Schülers und jeder Schülerin. 

(2)  Schulhaus und Schuleinrichtungen müssen sorgsam behandelt werden. Beschmutzungen und 
Beschädigungen werden durch den Verursacher behoben. Alle Unterrichtsräume dürfen nicht 
mit Straßenschuhen betreten werden; ausgenommen von dieser Regel sind folgende Räume: 
Schmiede, Holzwerkstätten, Bibliothek, Festsaal, Gartenbau-, Chemie- und Plastizierraum. 
Überkleider und Kopfbedeckungen sind vor der Klasse, nicht in der Klasse aufzubewahren. 

(3)  Der Klassendienst muss täglich nach dem Hauptunterricht und der letzten Unterrichtseinheit 
sowie nach Anordnung durchgeführt werden.  
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(4)  Das Mitbringen und Konsumieren von alkoholischen Getränken und Tabakwaren sowie das 
Kaugummikauen sind auf dem ganzen Schulgelände verboten.  

(5)  Es ist nicht erlaubt, Waffen, Feuerzeuge, Zünder, Knallkörper und Unterhaltungsgeräte 
mitzunehmen. Mobilfunkgeräte sind am Gelände stets auszuschalten und dürfen nicht benützt 
werden. Dies gilt für Unterrichtszeiten, Pausen und unterrichtsfreie Zeiten, sowie für 
Schulveranstaltungen innerhalb und außerhalb des Schulgeländes. Für die Klassen 1-8 gilt dies 
auch für Klassenfahrten.  Bei Zuwiderhandlungen werden die Geräte abgenommen und können 
vom Schüler am Ende der Unterrichtszeit im Büro abgeholt werden. Für wichtige Telefonate 
steht ein Telefon im Vorraum des Steinhauses zur Verfügung (Rückrufnummer: 403349). In der 
Oberstufe darf das Handy in Ausnahmefällen in Anwesenheit der Lehrkräfte zu 
Unterrichtszwecken verwendet werden. OberstufenschülerInnen haben die Möglichkeit, für 
dringend notwendige Gespräche den Platz vor der Schmiede zu benutzen. 

(6)  Die Schüler müssen - ausgenommen bei Regen – in der großen Pause die Unterrichtsräume 
verlassen. Der Schulgarten (Lehrgarten) darf nur im Rahmen des Unterrichts betreten werden. 

(7)  Schneeballwerfen ist auf dem Schulgelände untersagt. Es werden jedoch nach Möglichkeit zu 
bestimmten Zeiten an gesondert festgelegten Orten Gelegenheiten dafür angeboten. Das 
Fußballspielen am Schulgelände ist erst nach der 10-Uhr-Pause (10.05 Uhr), nur mit einem 
Softball oder einem ähnlich ungefährlichen und weichen Ball und einzig und allein am Sportplatz 
erlaubt.  

(8)  Skateboards, Miniscooter und ähnliche Sportgeräte dürfen nicht in die Schulgebäude 
mitgebracht werden, sondern müssen ebenso wie die Fahrräder beim Fahrradständer 
aufbewahrt werden. Das Benutzen im Gelände ist ausschließlich an einem dafür vorgesehenen 
Platz erlaubt.  

(9)  Die Schulkleidung sollte den Anforderungen des Unterrichts entsprechen und dem Anlass (z.B. 
Feste) und der Jahreszeit angemessen sein, d.h. sie sollte weder den natürlichen 
Bewegungsdrang des Kindes behindern (extreme Skaterhosen) noch dem Wärmehaushalt des 
Kindes schaden (bauchfreie Trägerleibchen). Piercings, gefärbte Haare und extreme Kleidung 
sind bis Ende der 6. Klasse gänzlich zu meiden und sollten ab der 7. Klasse in einem 
tolerierbaren Rahmen bleiben. Wird dieser überschritten, müssen Schule und Elternhaus 
schützend einschreiten.   

(10)  → siehe Merkblatt: „Zum Schutze der Kindheit“ 

 
C.) Zusätzliche Unterrichte 

(1) Die Schule ist für normal begabte Kinder eingerichtet. Wo eine besondere Förderung oder 
Betreuung notwendig ist, werden die Lehrer die Eltern zu einem Gespräch bitten. Soweit es der 
Waldorfschule möglich ist, können dann solche Schüler durch eine künstlerisch- therapeutische 
Betreuung gefördert werden. (z.B. Förderunterricht, Sprachgestaltung, therapeutisches Singen). 
In Fällen, wo der körperliche oder seelische Zustand des Kindes es ratsam erscheinen lässt, kann 
durch den Schularzt Heileurythmie oder eine andere Therapie empfohlen werden. 
Diese Stunden werden separat verrechnet, wobei auch hier Ermäßigungen möglich sind.  

(2) Spätestens ab dem 4. bis einschließlich dem 8. Schuljahr haben die Schüler die Pflicht, ein 
Instrument zu erlernen, regelmäßig zu üben und Instrumentalunterricht zu nehmen. Auch in der 
Oberstufe ist die Fortführung des Instrumentalunterrichtes äußerst erwünscht. Das Instrument 
soll möglichst ein Orchesterinstrument und muss ein melodisches Instrument sein. Für das 
Instrument und den Instrumentalunterricht müssen die Eltern aufkommen. Wird der 
Instrumentalunterricht abgebrochen oder im Laufe der 4. Klasse nicht aufgenommen, so wird in 
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einem gemeinsamen Gespräch mit Lehrer, Eltern und Schüler ein Ersatz gefunden. Schüler, die 
neu in die Schule aufgenommen werden, müssen innerhalb eines halben Jahres mit dem 
Instrumentalspiel beginnen Die Schule wird sich bemühen, Leihinstrumente anzuschaffen. Der 
Orchesterunterricht gehört zum Lehrplan und wird von der Schule getragen. 

 

III. Aufsichtspflicht der Lehrer 

(1) Die Schüler haben sich rechtzeitig vor Beginn des Unterrichts sowie vor Beginn von 
verpflichtenden Schulveranstaltungen am Unterrichtsort bzw. am sonst festgelegten Treffpunkt 
einzufinden. Die Beaufsichtigung der Schüler beginnt 15 Minuten vor Beginn des Unterrichts 
bzw. der Veranstaltung. Eine Beaufsichtigung darf erst für Schüler ab der 8. Klasse entfallen, 
wenn sie im Hinblick auf die körperliche und geistige Reife des Schülers entbehrlich ist. 

(2) Die Einteilung der Aufsicht führenden Lehrer vor dem Unterricht bzw. in den Pausen obliegt dem 
Kollegium.  

(3) Während des Unterrichts einschließlich der Pausen darf der Schüler den Unterrichtsort nur mit 
Genehmigung des Aufsicht führenden Lehrers verlassen.  

(4) Die Verantwortung der Lehreraufsicht endet nach der letzten Schulstunde des jeweiligen 
Schülers sowie während Freistunden ohne Vertretung (dies nur in der Oberstufe). 

(5) Inwieweit die Schüler bereits früher als 15 Minuten vor Beginn des Unterrichts und der 
Schulveranstaltungen, zwischen dem Vormittags- und dem Nachmittagsunterricht sowie nach 
Beendigung des Unterrichts und der Schulveranstaltungen im Schulgebäude bzw. auf der 
Schulliegenschaft anwesend sein dürfen, bestimmt das Kollegium, wobei eine Beaufsichtigung 
der Schüler seitens der Schule nur von 11.45 bis 13.30 in der Warteklasse erfolgen kann. 
Langzeitige oder wiederholte Anwesenheiten der Schüler bedürfen des schriftlichen 
Einverständnisses der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten. 

(6) Wenn der Entfall von Unterrichtsstunden vom Kollegium angeordnet werden muss, hat es für 
die Beaufsichtigung der Schüler der Unter- und Mittelstufe bis zum stundenplanmäßig 
vorgesehenen Unterrichtsende zu sorgen, soweit eine Gefährdung der Schüler durch ein 
vorzeitiges Unterrichtsende zu befürchten ist.  

(7) Die Erziehungsberechtigten sind von Zeit und Ort des Beginnes und des Endes von 
Schulveranstaltungen, die nicht in der Schule beginnen und enden oder die über die normale 
Unterrichtszeit hinausgehen, rechtzeitig zu informieren.  

(8) Bei Unfällen oder schweren Erkrankungen von Schülern während des Unterrichts oder einer 
Schulveranstaltung sind alle erforderlichen Maßnahmen, wie zum Beispiel Zuziehung eines 
Arztes, Transport in ein Krankenhaus, unverzüglich zu treffen. Ebenso sind der Schulleiter und 
die Erziehungsberechtigten der verunglückten bzw. erkrankten Schüler umgehend zu 
verständigen. Bei leichteren Verletzungen oder Erkrankungen eines Schülers während des 
Unterrichts oder einer Schulveranstaltung richten sich die zu ergreifenden Maßnahmen nach 
dem für den Lehrer erkennbaren Grad der gesundheitlichen Beeinträchtigung. Schülerunfälle 
sind vom Aufsicht führenden Lehrer der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt gemäß § 363 
Abs. 4 ASVG anzuzeigen. 

(9) Die Schüler sind vor dem Gebrauch von Maschinen und Geräten, die eine Gefährdung 
verursachen können, auf die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen aufmerksam zu machen. 
Verletzt ein Schüler die Sicherheitsvorschriften, ist er nachweisbar zu ermahnen und ihm der 
Ausschluss von der weiteren Teilnahme an diesem Unterricht am betreffenden Tag anzudrohen. 
Bei weiterem Verstoß gegen die Sicherheitsvorschriften ist er von der weiteren Teilnahme an 
diesem Unterricht am betreffenden Tag auszuschließen.  
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IV. Schulveranstaltungen außerhalb der Schule   
(Klassenreisen, Praktika, Exkursionen) 

 
A.) Allgemeines 

(1) Das Organisationsstatut bestimmt in §8 Abs.4, dass diese Veranstaltungen Teil des Unterrichts 
sind. Sie bedürfen daher nur einer Zustimmung des Kollegiums.  

(2) Über die Durchführung von Veranstaltungen (Inhalt, Form und Dauer) bis zu einem Tag 
entscheidet der Klassenlehrer (Klassenvorstand), der das Kollegium zu informieren hat, über 
längere Veranstaltungen entscheidet das Kollegium unter Beachtung der in B.) bis D.) 
festgelegten Bestimmungen.  

(3) Geplante Veranstaltungen außerhalb der Schule sind möglichst frühzeitig den Schülern und 
Erziehungsberechtigten unter Bekanntgabe der voraussichtlichen Kosten mitzuteilen.  

(4) Da Veranstaltungen im Sinne von Abs.1 und 2 Teil des Unterrichts sind, sind Schülerunfälle (dies 
sind Unfälle, die sich in örtlichem, zeitlichem und ursächlichem Zusammenhang mit der 
Schulausbildung ereignen) durch die gesetzliche Schülerunfallversicherung gedeckt (§8 Abs.1 
Zif3 lit. h ASVG). Die Schule haftet nicht, der Aufsichtsführende nur, wenn er den Unfall 
vorsätzlich verursacht hat. Die Meldepflicht bei Unfällen ist gemäß III/5 dieser Schulordnung zu 
beachten.  

(5) Für jene Schüler, die aus gesundheitlichen oder anderen Gründen nicht an den 
Schulveranstaltungen teilnehmen, ist nach Möglichkeit ein ersatzweiser Unterricht zu halten, 
oder sie sind einer anderen Klasse zuzuweisen.  

 
B.) Lehrausgänge und Ausflüge 

(1) Vorbereitung, inhaltliche Gestaltung und Durchführung obliegen dem Klassenlehrer 
(Klassenvorstand) oder dem von ihm beauftragten Fachlehrer. Die Dauer darf einen Tag nicht 
überschreiten.  

(2) Im Interesse der Sicherheit der Schüler ist zusätzlich zum Lehrer der Einsatz eines zweiten 
Lehrers oder einer geeigneten Begleitperson vorzusehen, wenn in der 1. bis 4. Klasse mehr als 
15 Schüler bzw. ab der 5. Klasse mehr als 30 Schüler an der Veranstaltung teilnehmen.  

 
C.) Mehrtägige Klassenreisen, Exkursionen, Schüleraustausch 

(1) Vorbereitung, inhaltliche Gestaltung und Durchführung obliegen dem vom Kollegium 
bestimmten Lehrer. Das Kollegium bestimmt und verantwortet auch die Dauer. Die 
Schulbehörde ist schriftlich von Dauer und Zweck der Veranstaltung zu informieren.  

(2) Bezüglich der Zahl der Begleitpersonen gilt B/2; ab der 5. Klasse ist nach Möglichkeit ein 
männlicher und ein weiblicher Lehrer (Begleitperson) einzusetzen. Bei Unternehmungen 
sportlicher Art mit größerem Schwierigkeitsgrad oder aus einem sonstigen wichtigen Grund wird 
das Kollegium ab der 5. Klasse auch bei weniger als 30 teilnehmenden Schülern zusätzlich zum 
Leiter einen weiteren Lehrer oder eine geeignete Begleitperson einsetzen.  

(3) Die Ausrüstung der Schüler ist nach den Erfordernissen der Veranstaltung auszurichten und den 
Schülern und Erziehungsberechtigten rechtzeitig bekannt zu geben.  

(4) Der Schüleraustausch mit dem fremdsprachigen Ausland dient in Ergänzung des 
Sprachunterrichtes der Verbesserung der Fremdsprachenkenntnisse und der Erziehung zum 
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gegenseitigen Verstehen der Kulturen durch regelmäßigen Besuch des regulären Unterrichts in 
der Partnerschule und durch den Kontakt mit der ausländischen Jugend. Er hat zum Zweck der 
Vertiefung und Erweiterung der Kenntnisse über das Gastland neben dem Schulbesuch auch ein 
Besichtigungsprogramm unter Führung der Begleitlehrer zu umfassen. Das Kollegium kann aus 
pädagogischen Gründen auch zustimmen, dass einzelne Schüler vorübergehend in einer 
Partnerschule den Unterricht besuchen.  

(5) Wie bei den übrigen Schulveranstaltungen ist auch bei der Durchführung des 
Schüleraustausches besonderes Augenmerk auf die Sicherheit der Schüler zu legen. 
Insbesondere ist für die Schüler eine entsprechende Auslandsversicherung gegen Krankheit und 
Unfall abzuschließen, sofern nicht bereits eine dieser Versicherung gleichwertige Versicherung 
vorliegt. Ferner hat der Leiter des Schüleraustausches in schwierigen Situationen unverzüglich 
Kontakt mit der österreichischen Vertretungsbehörde im betreffenden Gastland aufzunehmen.  

(6) Für die Teilnahme der Schüler an einem Schüleraustausch ist die schriftliche Zustimmung der 
Erziehungsberechtigten einzuholen. 

 
D.) Schikurse 

(1) Das Kollegium hat einen in persönlicher und fachlicher Hinsicht geeigneten Lehrer (nach 
Möglichkeit einen Turnlehrer) mit der Leitung des Schikurses zu beauftragen. Ab 15 Schülern ist 
ein Begleitlehrer (bzw. eine Begleitperson) vorzusehen, ab der 5. Klasse nach Möglichkeit ein 
männlicher und ein weiblicher Lehrer (bzw. Begleitperson). 

(2) Der Kursort und das jeweils gewählte Gelände müssen dem Alter und dem Können der 
teilnehmenden Schüler entsprechen und dem Lehrer des Schulschikurses oder zumindest einem 
der Begleitlehrer bekannt sein. Das Gelände muss nach Erfahrung und gewissenhafter Prüfung, 
die insbesondere auch auf die jeweils herrschende Schnee- und Witterungslage abzustellen ist, 
lawinensicher sein. Der Leiter des Schulschikurses hat sich hierbei des Rates ortskundiger oder 
anderer erfahrener Personen oder Stellen (z.B. Gendarmerie, Bergrettungsdienst, 
Lawinenkommission) zu bedienen. In gleicher Weise ist auch bei der Auswahl der Unterkünfte 
vorzugehen. 

(3) Hin- und Rückfahrt müssen bei Tag erfolgen. Die Wahl des Anmarschweges zur Unterkunft hat 
der durchschnittlichen Leistungsfähigkeit der teilnehmenden Schüler Rechnung zu tragen. Von 
der Wahl von Unterkünften, die nur mittels Schiliftes zu erreichen sind, ist nach Möglichkeit 
abzusehen. Steht ausnahmsweise nur eine derartige Unterkunft zur Verfügung, soll der 
Gepäcktransport gesondert vorgenommen werden. 

(4) Der mit der Leitung des Schulschikurses beauftragte Lehrer hat die Erziehungsberechtigten mit 
der Organisation des Kurses vertraut zu machen und insbesondere deren Verständnis für die von 
ihrer Seite notwendige Unterstützung und Mitarbeit zu wecken. 

(5) Über die Durchführung von Schitouren außerhalb der Piste hat der Leiter des Schulschikurses 
unter strengster Beachtung der Sicherheit aller Teilnehmer und gegebenenfalls unter 
Heranziehung des Rates ortskundiger bzw. erfahrener Personen oder Stellen zu entscheiden. 
Sind unter den Begleitlehrern bzw. den sonstigen Begleitpersonen keine geeigneten Fachleute 
für die Durchführung derartiger Touren vorhanden, so sind Schitourenführer örtlicher 
Schischulen heranzuziehen. 

(6) Bei der Vorbereitung von Schiwanderungen und Schitouren sind die Schüler über Gelände- und 
Wetterverhältnisse sowie alle zu beachtenden Maßregeln hinsichtlich Ausrüstung und 
Gewährleistung der Sicherheit zu belehren; dabei ist ein Tourenprotokoll in allen Punkten von 
Lehrern und Schülern zu führen. 

(7) Bei Wetterlagen, die den Abgang von Lawinen vermuten lassen, ebenso bei sonstigen 
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Witterungsverhältnissen mit erhöhtem Gefahrenmoment ist der Übungsbetrieb auf vollkommen 
lawinensichere Übungswiesen in Unterkunftsnähe zu beschränken. 

(8) Bei Benützung von Schiliften und Seilbahnen ist der Sicherheit der Schüler, insbesondere auch 
hinsichtlich des Wind- und Kälteschutzes, erhöhtes Augenmerk zu schenken. Bei großer Kälte, 
Wind, Schneefall oder sonstigen ungünstigen Wetterbedingungen ist die Benützung von 
Schiliften möglichst zu vermeiden. Diese Entscheidung trifft der Leiter des Schikurses. 

(9) Bei Unfällen oder schweren Erkrankungen von Schülern sind alle erforderlichen Maßnahmen 
(z.B. Zuziehung eines Arztes, Transport in ein Krankenhaus) unverzüglich zu treffen. Ebenso sind 
die Erziehungsberechtigten der verunglückten bzw. erkrankten Schüler umgehend zu 
verständigen. 

(10) Im Interesse der Sicherheit der Schüler sind mit ihnen die Pistenregeln theoretisch und praktisch 
durchzuarbeiten; hierbei ist auf das Erkennen bereits normierter Hinweiszeichen auf Pisten 
besonderer Wert zu legen. 

 
 

V.  Beitragsregelungen  
 

(1) Grundsätzlich soll die Schule allen Bevölkerungsschichten offen stehen, deshalb sind die 
Elternbeiträge nicht einheitlich, sondern richten sich soweit wie möglich nach den Möglichkeiten 
des Einzelnen. Grundlage ist das jeweils gültige Beitragsmodell. 

(2) Über die Höhe des Elternbeitrages muss mit dem Elternbeitragskreis eine verbindliche 
Vereinbarung getroffen werden. 

(3) Die Beitragsvereinbarung muss jährlich schriftlich erneuert werden. 

(4) Geraten Erziehungsberechtigte mit ihren zugesagten Beitragszahlungen in Verzug, muss 
unverzüglich eine einvernehmliche Regelung mit dem Elternbeitragskreis getroffen werden. 
Kommt keine Einigung zustande und folgt trotz zweimaliger schriftlicher Erinnerung keine oder 
keine der Vereinbarung entsprechende Zahlung, so kann nach Rücksprache mit dem 
Lehrerkollegium ein Schulausschluss erfolgen. 

 
 

VI.   Maßnahmen bei groben oder wiederholten Verstößen  
  gegen die Schulgemeinschaft 
 
Bei gravierenden Vorfällen kann jeder Lehrer den betreffenden Schüler bis zu einer Woche vom 
Unterricht beurlauben. Bei Schülern der Unterstufe sind die Eltern vorher mündlich zu verständigen - 
das Kind kann nicht nach Hause geschickt werden, wenn es dort unbeaufsichtigt wäre. Bei Schülern 
der Oberstufe (ab 9. Klasse) sind die Eltern am selben Tag von der Beurlaubung mündlich zu 
verständigen. 
Wenn die ausgesprochene Beurlaubung länger als zwei Schultage dauert, sind die Eltern schriftlich zu 
benachrichtigen. Mit der schriftlichen Benachrichtigung startet ein Prozess der Beratung, an dessen 
Ende die Entscheidung über eine längerfristige Beurlaubung, einen Schulausschluss oder über andere 
Maßnahmen (z.B. therapeutische) steht. 
Auch wenn keine sofortige Beurlaubung ausgesprochen wird, können die betroffenen Lehrer bei 
wiederholten oder groben Verstößen gegen die Schulgemeinschaft einen solchen Prozess einleiten. 
Als Frühwarnung soll der betreffende Lehrer, wenn möglich, dem Schüler und den Eltern einen 
deutlichen Hinweis auf die mögliche Einleitung eines solchen Prozesses geben. 
Bei allseitigem Einverständnis kann der Prozess nach jedem Schritt auch abgebrochen werden. 
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Der Prozess der Beratung und Entscheidung läuft dabei in folgenden Schritten ab: 
 
 
1. Schritt:  
Schriftliche Verständigung der Eltern, in der ausdrücklich auf die Einleitung eines solchen Beratungs- 
und Entscheidungsprozesses hingewiesen wird. 
 
2. Schritt: 
Bericht über die Einleitung des Prozesses in der nächstmöglichen Gesamtlehrerkonferenz. Dabei 
werden der Schüler und der Vorfall besprochen, um zu einem Gesamtbild zu kommen. Möglichst vor 
dieser Konferenz führen mindestens zwei Lehrer* im Sinne einer Bilderweiterung ein Gespräch mit 
den Eltern und dem Schüler. Dieser zweite Schritt ist Bildgestaltung und keinesfalls eine 
Entscheidung über eine längerfristige Beurlaubung, einen Schulausschluss oder über andere 
Maßnahmen. 
Die Konferenz bestimmt eine Delegiertengruppe*; diese nimmt Kontakt mit dem Vertrauenskreis auf 
und veranlasst die nächsten Schritte. 
 
3. Schritt:  
Vertreter des Vertrauenskreises (mindestens zwei Eltern) sprechen  mit den betroffenen Eltern, dem 
Schüler und mit der Delegiertengruppe. 
 
4. Schritt:  
Die Delegiertengruppe erarbeitet Maßnahmenvorschläge, die mit den Eltern und dem Schüler 
besprochen werden, sofern er die Oberstufe besucht. Bei diesem Gespräch, zu dem mindestens zwei 
Eltern des Vertrauenskreises beigezogen werden, können auch neue Maßnahmen vorgeschlagen 
werden. Wenn möglich, werden genaue zeitliche Vereinbarungen getroffen.  
 
5. Schritt:  
In einer Gesamtlehrerkonferenz werden die Maßnahmen beschlossen. Falls es sich dabei um einen 
Schulausschluss oder eine längere Beurlaubung handelt (ab 4 Wochen; Schulwechsel, Arbeitseinsatz), 
bedarf es der Zustimmung aller anwesenden Lehrer*. 
 
Die fünf Schritte sollen zügig, aber ohne Zeitdruck gegangen werden. Dies bedeutet, dass die 
Entscheidung nicht bis zum Ablauf der Beurlaubungszeit getroffen werden muss. Der Gesamtprozess 
sollte nicht allzu starr gesehen werden, d.h. die  Abfolge kann sich dem jeweiligen Fall entsprechend 
leicht ändern. Keiner der Schritte darf dabei aber ganz ausgelassen werden. Wird der Prozess 
frühzeitig abgebrochen, muss es dabei einen wahrnehmbaren Abschluss geben. 
Nach jedem Verfahren sollte eine Reflexion über den ganzen Prozess erfolgen.  
 
*  Außer bei direkter Betroffenheit sind Gastlehrer und Lehrer im Probejahr ausgenommen. 

 
 


